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1 Gegenstand der Versicherung 

1.1 Versichert sind das Fahrzeug, die Maschinenanlage, 
die technische Ausrüstung, das Zubehör, das Inven-
tar, das Beiboot und die persönlichen Effekten. 

1.2 Nicht versichert sind: 

– Foto-, Filmapparate, Phono-, Fernseh-, Videogeräte 
und andere Geräte der Unterhaltungselektronik so-
wie deren Zubehör, 

– Musikinstrumente, 
– Geld, Wertsachen, z.B. Pelze, Schmuck, Gemälde, 

Antiquitäten, 
–  Lebens- und Genußmittel, 
– Tauch- und Wasserskiausrüstung, Windsurfer, An-

gelsportgeräte und deren Zubehör. 

2 Geltungsbereich 

 Versicherungsschutz besteht innerhalb Europas auf 
allen Flüssen und Binnengewässern, während des 
Aufenthalts außerhalb des Wassers, des Anlandho-
lens und Zuwasserlassens sowie der Land- und Fluß-
transporte. 

3 Umfang der Versicherung 

3.1 Der Versicherer trägt alle Gefahren, denen die versi-
cherten Sachen während der Dauer der Versicherung 
ausgesetzt sind. 

3.2 Ausgeschlossen sind die Gefahren 

3.2.1 des Krieges, Bürgerkrieges oder kriegsähnlicher Er-
eignisse und solche, die sich unabhängig vom Kriegs-
zustand aus der feindlichen Verwendung von Kriegs-
werkzeugen sowie aus dem Vorhandensein von 
Kriegswerkzeugen als Folge einer dieser Gefahren 
ergeben; 

3.2.2 von Streik, Aussperrung, Arbeitsunruhen, politischen 
Gewalthandlungen, Aufruhr und sonstigen bürgerli-
chen Unruhen; 

3.2.3 der Kernenergie; 

3.2.4 der Beschlagnahme, Entziehung oder sonstiger Ein-
griffe von hoher Hand. 

3.3 Der Versicherer leistet Ersatz für Verlust oder Be-
schädigung der versicherten Sachen als Folge einer 
versicherten Gefahr, jedoch für 

3.3.1 Schäden an 

- der Maschinenanlage, 
- der elektrisch oder durch Motor betriebenen techni-

schen Ausrüstung, 
- den persönlichen Effekten, nur, wenn sie durch Un-

fall des Fahrzeugs, Brand, Blitzschlag, Explosion, 
höhere Gewalt oder Diebstahl, mut- oder böswillige 
Handlungen betriebsfremder Personen verursacht 
worden sind. 

3.3.2 Schäden an den versicherten Sachen bei Transporten 
nur, wenn sie durch Transportmittelunfall, Brand, 
Blitzschlag, Explosion, höhere Gewalt oder Diebstahl 
verursacht worden sind. 

3.4 Der Versicherer leistet keinen Ersatz für Schäden, 
verursacht durch 

3.4.1 Fahruntüchtigkeit des Fahrzeugs; 

3.4.2 - Konstruktions-, Fabrikations-, Materialfehler, jedoch 
sind Verlust oder Beschädigung der versicherten 
Sachen als unmittelbare Folge dieser Fehler im 
Umfang dieser Bedingungen versichert, 

- Abnutzung, Bearbeitung, Lack-, Kratz-, und 
Schrammschäden, 

- Alter, 
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- Rost, Oxydation, Korrosion, Kavitation, Osmose, 
- Frost, Eis, Sonneneinwirkung, Regen, Schnee, 
-  Fäulnis, 
-  Ungeziefer, Ratten oder Mäuse; 

3.4.3 Wildwasserfahrten oder das Überqueren von Wehren; 

3.4.4 mangelhafte Vertäuung und Verankerung, unbemann-
tes Stilliegen vor offener Küste; 

3.4.5 Verstöße gegen behördliche Vorschriften, gegen die 
Vorschriften eines Beförderungsunternehmens, ferner 
durch gerichtliche Verfügung und Vollstreckung; 

3.4.6 nicht sachgemäße Verladung und Befestigung wäh-
rend des Transports; 

3.4.7 Diebstahl nicht ordnungsgemäß verpackter oder nicht 
im abgedeckten und verzurrten oder verschlossenen 
Fahrzeug selbst befindlicher loser Teile; 

3.4.8 Diebstahl nicht gesicherter Außenbordmotoren; 

3.4.9 Diebstahl des versicherten Fahrzeugs auf einem nicht 
gesicherten Trailer. 

3.5 Der Versicherer leistet keinen Ersatz für Schäden, die 
eintreten, während das versicherte Fahrzeug zu ande-
ren als sportlichen oder Vergnügungszwecken ver-
wendet wird. 

3.6 Mittelbare Schäden (Minderwert, Beeinträchtigung der 
Rennfähigkeit etc.) werden nicht ersetzt. 

3.7.1 Der Versicherer ersetzt Aufwendungen des Versiche-
rungsnehmers zur Abwendung oder Minderung des 
Schadens bei Eintritt des Versicherungsfalls, soweit 
sie der Versicherungsnehmer den Umständen nach 
für geboten halten durfte. 

3.7.2 Der Versicherer hat den für die Aufwendungen erfor-
derlichen Betrag auf Verlangen des Versicherungs-
nehmers vorzuschießen. Ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung zu kürzen, so kann er auch den 
Aufwendungsersatz gemäß 3.7.1 entsprechend kür-
zen. 

3.7.3 Aufwendungen des Versicherungsnehmers, die er 
gemäß den Weisungen des Versicherers macht, wer-
den auch insoweit erstattet, als sie zusammen mit der 
sonstigen Entschädigung die Versicherungssumme 
übersteigen. 

3.7.4 Aufwendungen für eine behördlich vorgeschriebene 
Wrackbeseitigung werden nicht ersetzt. 

4 Vorvertragliche Anzeigepflichten des  
Versicherungsnehmers 

4.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über 
gefahrerhebliche Umstände 

 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekann-
ten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der 
Versicherer in Textform gefragt hat und die für den 
Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Ver-
trag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der 
Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige 
verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber 
vor Vertragsannahme der Versicherer Fragen im Sin-
ne der Ziffer 4.1 stellt. 

4.2 Rücktritt 

4.2.1 Voraussetzungen des Rücktritts 

 Unvollständige und unrichtige Angaben zu den ge-
fahrerheblichen Umständen berechtigen den Versi-
cherer, vom Versicherungsvertrag zurückzutreten. 

4.2.2 Ausschluss des Rücktrittsrechts 

 Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die unrichti-
gen oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich 
noch grob fahrlässig gemacht hat. Das Rücktrittsrecht 
des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verletzung 
der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Um-
stände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätte. 

4.2.3 Folgen des Rücktritts 

 Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungs-
schutz. 

 Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falls zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht 
versagen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Um-
stand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leis-
tung ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber 
kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungs-
nehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 

 Dem Versicherer steht der Teil der Prämie zu, der der 
bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abge-
laufenen Vertragszeit entspricht. 

4.3 Kündigung 

 Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlos-
sen, weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder 
auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, 
kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung ei-
ner Frist von einem Monat in Schriftform kündigen. 

 Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versiche-
rer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, 
geschlossen hätte. 

4.4 Rückwirkende Vertragsanpassung 

 Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündi-
gen, weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, aber zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hätte, werden die anderen Bedin-
gungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend 
Vertragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer die 
Pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die ande-
ren Bedingungen ab der laufenden Versicherungspe-
riode Vertragsbestandteil. 

 Erhöht sich durch die Vertragsanpassung die Prämie 
um mehr als 10% oder schließt der Versicherer die 
Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Um-
stand aus, kann der Versicherungsnehmer den Ver-
trag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mittei-
lung des Versicherers fristlos kündigen. 

4.5 Ausübung der Rechte des Versicherers 

 Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 4.2 bis 4.4 
zustehenden Rechte innerhalb eines Monats schrift-
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lich geltend machen. Dabei hat er die Umstände an-
zugeben, auf die er seine Erklärung stützt. Die Frist 
beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verlet-
zung der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend ge-
machte Recht begründet, Kenntnis erlangt. 

 Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 
4.2 bis 4.4 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Fol-
gen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat. 

 Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 4.2 bis 
4.4 genannten Rechte nicht berufen, wenn er den 
nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtig-
keit der Anzeige kannte. 

4.6 Anfechtung 

 Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arg-
listiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im 
Fall der Anfechtung steht dem Versicherer der Teil der 
Prämie zu, der der bis zum Wirksamwerden der An-
fechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit ent-
spricht. 

5 Gefahrerhöhung 

5.1 Begriff der Gefahrerhöhung 

5.1.1 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe 
der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die 
tatsächlich vorhandenen Umstände so verändert wer-
den, dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine 
Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfertig-
te Inanspruchnahme des Versicherers wahrscheinli-
cher wären. 

5.1.2 Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber nicht 
nur - vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Um-
stand ändert nach dem der Versicherer vor Vertrags-
schluss gefragt hat. 

5.1.3 Als Gefahrerhöhung gilt insbesondere die Überlas-
sung des Fahrzeugs an Dritte gegen Entgelt. 

5.2 Pflichten des Versicherungsnehmers 

5.2.1 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versi-
cherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des 
Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder 
deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. 

5.2.2 Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass 
er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine 
Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so 
muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzei-
gen. 

5.2.3 Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Ver-
tragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, 
muss der Versicherungsnehmer dem Versicherer un-
verzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis er-
langt hat. 

5.3 Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versi-
cherer. 

5.3.1 Kündigungsrecht des Versicherers 

 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung 
nach Ziffer 5.2.1, kann der Versicherer den Vertrag 
fristlos kündigen, wenn der Versicherungsnehmer sei-
ne Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig ver-
letzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober 
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu be-
weisen. Weist der Versicherungsnehmer das Nichtvor-
liegen nach, kann der Versicherer den Vertrag unter 

Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 
Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass er die Pflichtverletzung nicht zu vertreten 
hat. 

 Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den 
Fällen nach Ziffer 5.2.2 und 5.2.3 bekannt, kann er 
den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen. 

5.3.2 Vertragsanpassung 

 Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäfts-
grundsätzen entsprechend erhöhte Prämie verlangen 
oder die Absicherung der höheren Gefahr ausschlie-
ßen. 

 Erhöht sich in diesem Fall die Prämie um mehr als 10 
Prozent oder schließt der Versicherer die Absicherung 
der höheren Gefahr aus, so kann der Versicherungs-
nehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zu-
gang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung 
einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat der Versi-
cherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kündi-
gungsrecht hinzuweisen. 

5.4 Erlöschen der Rechte des Versicherers 

 Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder 
Vertragsanpassung nach Ziffer 5.3 erlöschen, wenn 
diese nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des 
Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt wer-
den oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der 
vor der Gefahrerhöhung bestanden hat. 

5.5 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 

5.5.1 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall 
ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflich-
tet, wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten 
nach Ziffer 5.2.1 vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der 
Versicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, 
so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in 
dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Ver-
schuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das 
Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der 
Versicherungsnehmer zu beweisen. 

5.5.2 Bei einer Gefahrerhöhung nach Ziffer 5.2.2 und 5.2.3 
ist der Versicherer bei vorsätzlicher Verletzung der 
Pflichten des Versicherungsnehmers nicht zur Leis-
tung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall später 
als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem 
die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein 
müssen. Verletzt der Versicherungsnehmer seine 
Pflichten grob fahrlässig, so gelten Ziffer 5.5.1 Satz 2 
und 3 entsprechend. Die Leistungspflicht des Versi-
cherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhö-
hung zu dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt bekannt 
war. 

5.5.3 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt ferner 
bestehen, 

a) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt 
des Versicherungsfalles oder den Umfang der Leis-
tungspflicht war oder 

b) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles 
die Frist für die Kündigung des Versicherers abge-
laufen und eine Kündigung nicht erfolgt war. 
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6 Versicherungssumme, Versicherungswert, 
 Unterversicherung 

6.1 Die Versicherungssumme soll dem Versicherungswert 
entsprechen. Versicherungswert ist der Zeitwert. Zeit-
wert ist der Betrag, der allgemein erforderlich ist, um 
neue Sachen gleicher Art anzuschaffen, abzüglich ei-
nes dem Zustand der versicherten Sachen (Alter, Ab-
nutzung, Gebrauch etc.) entsprechenden Betrages. 

6.2 Ist die Versicherungssumme erheblich niedriger als 
der Versicherungswert (Unterversicherung), so ersetzt 
der Versicherer den Schaden nur nach dem Verhältnis 
der Versicherungssumme zum Versicherungswert. 

7 Prämie 

7.1 Die in Rechnung gestellte Prämie enthält die Versi-
cherungsteuer, die der Versicherungsnehmer in der 
jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten 
hat. 

7.2 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Erste oder 
einmalige Prämie 

7.2.1 Fälligkeit der Zahlung 

 Die erste oder einmalige Prämie wird unverzüglich 
nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Ver-
sicherungsscheins fällig 

 Ist die Zahlung der Jahresprämie in Raten vereinbart, 
gilt als erste Prämie nur die erste Rate der ersten Jah-
resprämie. 

7.2.2 Späterer Beginn des Versicherungsschutzes 

 Zahlt der Versicherungsnehmer die erste oder einma-
lige Prämie nicht rechtzeitig, sondern zu einem späte-
ren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst 
ab diesem Zeitpunkt, sofern der Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch 
einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf 
diese Rechtsfolge aufmerksam gemacht wurde. Das 
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

7.2.3 Rücktritt 

 Zahlt der Versicherungsnehmer die erste oder einma-
lige Prämie nicht rechtzeitig, kann der Versicherer 
vom Vertrag zurücktreten, solange die Prämie nicht 
gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er 
die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

7.3 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folgeprä-
mie 

7.3.1 Fälligkeit der Zahlung 

 Die Folgeprämien werden zu dem jeweils vereinbarten 
Zeitpunkt fällig 

 Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im 
Versicherungsschein oder in der Prämienrechnung 
angegebenen Zeitpunkt erfolgt. 

7.3.2. Verzug 

 Wird die Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, gerät 
der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, 
es sei denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu 
vertreten hat. 

 Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch 
den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.  

7.3.3 Zahlungsaufforderung 

 Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, kann 
der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf des-
sen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, 
die mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Be-
stimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen 
Beträge der Prämie, Zinsen und Kosten im Einzelnen 
beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach den 
Ziffern 7.3.4 und 7.3.5 mit dem Fristablauf verbunden 
sind. 

7.3.4 Kein Versicherungsschutz 

 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-
lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab 
diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungs-
schutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach 
Ziffer 7.3.3 darauf hingewiesen wurde. 

7.3.5 Kündigung 

 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-
lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der 
Versicherer den Vertrag ferner ohne Einhaltung einer 
Frist kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit 
der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 7.3.3 darauf 
hingewiesen hat. 

 Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versiche-
rungsnehmer danach innerhalb eines Monats den an-
gemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Ver-
sicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündi-
gung und der Zahlung eingetreten sind, besteht je-
doch kein Versicherungsschutz. 

8 Ersatzleistung 

8.1 Verlust versicherter Sachen 

 Gehen versicherte Sachen total verloren, werden sie 
ohne Aussicht auf Wiedererlangung entzogen oder 
sind sie in der ursprünglichen Beschaffenheit zerstört, 
so kann der Versicherungsnehmer den auf sie entfal-
lenden Teil der Versicherungssumme abzüglich des 
Restwertes verlangen. 

8.2 Beschädigung versicherter Sachen 

 Werden versicherte Sachen beschädigt, so kann der 
Versicherungsnehmer Ersatz für die zum Zeitpunkt 
des Schadeneintritts notwendigen Kosten für die Wie-
derherstellung der beschädigten Teile verlangen, je-
doch nur bis zur Höhe der Versicherungssumme. 

9 Fälligkeit der Geldleistung 

9.1 Geldleistungen des Versicherers werden zwei Wo-
chen nach der Beendigung der zur Feststellung des 
Versicherungsfalles und des Umfangs der Leistung 
des Versicherers notwendigen Erhebungen fällig. 

9.2 Sind diese Erhebungen nicht bis zum Ablauf eines 
Monats seit der Anzeige des Versicherungsfalles be-
endet, kann der Versicherungsnehmer Abschlagszah-
lungen in Höhe des Betrags verlangen, den der Versi-
cherer voraussichtlich mindestens zu zahlen hat. Der 
Lauf der Frist ist gehemmt, solange die Erhebungen 
infolge eines Verschuldens des Versicherungsneh-
mers nicht beendet werden können. 

9.3 Wenn eine behördliche Untersuchung gegen den 
Versicherungsnehmer, den Fahrzeugführer oder einen 
der Insassen aus Anlass des Schadens eingeleitet ist, 
kann der Versicherer die Zahlung bis zum Abschluss 
der Untersuchung verweigern. 
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10 Herbeiführung des Versicherungsfalls 

 Der Versicherer ist nicht zur Leistung verpflichtet, 
wenn der Versicherungsnehmer oder der Fahrzeug-
führer den Versicherungsfall vorsätzlich herbeiführt. 
Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall 
grob fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung in einem der Schwere des Ver-
schuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 

11 Verhalten nach dem Eintritt des Versicherungs-
falls 

11.1 Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer vor 
Beginn der Wiederinstandsetzung Gelegenheit zur 
Besichtigung und Feststellung des Schadens zu ge-
ben, ihm jede Untersuchung über Ursache und Höhe 
des Schadens und über den Umfang seiner Entschä-
digungspflicht zu gestatten. 

 Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer jede 
Auskunft auf Verlangen in Textform zu erteilen und 
Belege beizubringen, sofern ihm dies billigerweise zu-
zumuten ist. 

11.2 Der Versicherungsnehmer hat die Anweisungen für 
den Schadensfall unter 11.2.1 bis 11.2.7 zu befolgen. 

 Der Versicherungsnehmer hat: 

11.2.1 den Versicherungsfall dem Versicherer unverzüglich 
in Textform – anzuzeigen, 

11.2.2 für Minderung des entstandenen und Abwendung 
weiteren Schadens zu sorgen. 

11.2.3 generell dem Versicherer zum Schadennachweis 
folgende Unterlagen zu beschaffen, 

– Protokoll über den Unfallhergang, Ursache und 
Schäden, 

– Unfallskizze, 
– Namen, Anschriften der Beteiligten, 
– Namen, Anschriften von Zeugen, 
– Anschrift, Aktenzeichen der aufnehmenden Polizei-

dienststelle, 
– Wertnachweis, z.B. Originalrechnungen, 
– Berechnung des Gesamtschadens. 

11.2.4 bei Kollisionen: 

– Gegner zur gemeinsamen Schadenbesichtigung 
auffordern und Schadenausmaß gemeinsam in 
Textform  festhalten, 

– Gegner  in Textform haftbar zu machen, 

11.2.5 bei Transportschäden dem Versicherer folgende Un-
terlagen einzureichen: 

– Beförderungspapiere (Originalfrachtbrief, Lade-
schein und dgl.), 

– schriftliche Abtretungserklärung des aus dem Be-
förderungsvertrag Berechtigten an den Versicherer, 

– Bescheinigung des Transportunternehmens, in 
dessen Gewahrsam sich die versicherten Sachen 
bei Eintritt des Versicherungsfalles befunden ha-
ben, nämlich 
– bei Eisenbahntransporten die bahnamtliche Be-

scheinigung, 
– bei Transporten mit Kraftfahrzeug einen Bericht 

des Fahrzeugführers mit einer Stellungnahme 
des Unternehmers, 

11.2.6 und 

 bei Schäden durch Brand, Explosion, Einbruchdieb-
stahl und Diebstahl der zuständigen Polizeidienststelle 

melden und dieser eine Aufstellung der beschädigten 
bzw. entwendeten Sachen einzueinreichen, 

 bei Schäden durch Brand, Explosion, Einbruchdieb-
stahl und Diebstahl im Ausland der örtlich zuständigen 
Polizei- und Hafenbehörde im Ausland melden und 
zusätzlich im Inland bei der für den Wohnort des Ge-
schädigten zuständigen Polizeidienststelle anzuzei-
gen. 

11.2.7 Ein Verkauf beschädigter versicherter Sachen ist vor 
Anerkennung des Schadens ohne Einwilligung des 
Versicherers nicht gestattet. 

12 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 

12.1 Kündigungsrecht des Versicherers 

 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 
aus diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles zu erfüllen hat, kann der Versicherer den 
Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von der 
Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der Versi-
cherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Obliegenheitsver-
letzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrläs-
sigkeit beruhte. 

12.2 Umfang des Versicherungsschutzes bei Obliegen-
heitsverletzung 

 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich 
verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Ver-
sicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung ei-
ner Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen. Der vollständige oder teilweise Wegfall des 
Versicherungsschutzes hat bei Verletzung einer nach 
Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden Aus-
kunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Vorausset-
zung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen hat. 

 Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die 
Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt 
der Versicherungsschutz bestehen. 

 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verlet-
zung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der dem Versicherer oblie-
genden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig 
verletzt hat. 

 Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig 
davon, ob der Versicherer ein ihm nach Ziffer 12.1 zu-
stehendes Kündigungsrecht ausübt. 

13 Vorzeitige Beendigung des Versicherungsvertra-
ges 

 Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der 
Versicherer, soweit durch Gesetz nicht etwas anderes 
bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil der Prämie, 
der der abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

 Tritt der Versicherer wegen Zahlungsverzuges der 
Erstprämie, die der Versicherungsnehmer zu vertreten 
hat zurück, kann er eine angemessene Geschäftsge-
bühr verlangen. 
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14 Kündigung nach Eintritt eines Versicherungsfalles 

14.1 Nach Eintritt eines Versicherungsfalles können beide 
Parteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die 
Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens ei-
nen Monat nach Beendigung der zur Feststellung des 
Versicherungsfalles und des Umfangs der Leistung 
des Versicherers notwendigen Erhebungen in  in Text-
form zugegangen sein. 

14.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündi-
gung sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer 
wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch be-
stimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeit-
punkt, spätestens jedoch zum Ende des laufenden 
Versicherungsjahres, wirksam wird. Eine Kündigung 
des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zu-
gang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

15 Dauer und Ende des Vertrages 

15.1 Vertragsdauer 

 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein ange-
gebene Zeit abgeschlossen. 

15.2 Stillschweigende Verlängerung 

 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr 
verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn 
nicht dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine 
Kündigung zugegangen ist. 

15.3 Vertragsbeendigung 

 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 
endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung be-
darf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren 
kann der Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres 
oder jedes darauffolgenden Jahres gekündigt werden; 
die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens 
drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versiche-
rungsjahres zugegangen sein. 

16 Meinungsverschiedenheiten, Zuständiges Gericht 

16.1 Besteht Unzufriedenheit mit einer Entscheidung des 
Versicherers oder hat eine Verhandlung mit dem Ver-
sicherer nicht zu dem gewünschten Ergebnis geführt, 
stehen insbesondere die nachfolgenden Beschwer-
demöglichkeiten offen.  

16.1.1 Versicherungsombudsmann  

 Ein Verbraucher, der mit einer Entscheidung des 
Versicherers nicht zufrieden ist, kann sich an den 
Ombudsmann für Versicherungen wenden. Dieser ist 
derzeit wie folgt erreichbar: 

Versicherungsombudsmann e.V. 
Postfach 080632 

10006 Berlin 
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 

Internet: www.versicherungsombudsmann.de 
Telefon: 0800 369 6000  

Fax: 0800 369 9000 

 Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unab-
hängige und für Verbraucher kostenfrei arbeitende 
Schlichtungsstelle. Der Versicherer hat sich verpflich-
tet, an dem Schlichtungsverfahren teilzunehmen.  

16.1.2 Versicherungsaufsicht 

 Bei Unzufriedenheit mit der Betreuung durch den 
Versicherer oder bei Meinungsverschiedenheiten bei 
der Vertragsabwicklung kann sich der Versicherungs-
nehmer auch an die zuständige Aufsicht wenden. Als 
Versicherungsunternehmen unterliegt der Versicherer 
der Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht. Die derzeitigen Kontaktdaten sind: 

 Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin) 

Sektor Versicherungsaufsicht 
Graurheindorfer Straße 108 

53117 Bonn 
E-Mail: poststelle@bafin.de 

Internet: https://www.bafin.de 

 Hinweis: Die BaFin ist keine Schiedsstelle und kann 
einzelne Streitfälle nicht verbindlich entscheiden. 

16.1.3 Rechtsweg 

 Außerdem besteht die Möglichkeit, den Rechtsweg zu 
beschreiten. 

16.2 Zuständiges Gericht 

16.2.1 Klagen gegen den Versicherer 

 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständig-
keit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für 
den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 
Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 
ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Be-
zirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhe-
bung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines 
solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

16.2.2 Klagen gegen den Versicherungsnehmer 

 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 
müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen 
ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den 
Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist 
der Versicherungsnehmer eine juristische Person, be-
stimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem 
Sitz oder der Niederlassung des Versicherungsneh-
mers. Das gleiche gilt, wenn der Versicherungsneh-
mer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditge-
sellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine 
eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist. 

16.2.3 Unbekannter Wohnsitz des Versicherungsnehmers 

 Sind der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt 
des Versicherungsnehmers im Zeitpunkt der Klageer-
hebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsver-
trag gegen den Versicherungsnehmer nach dem Sitz 
des Versicherers oder seiner für den Versicherungs-
vertrag zuständigen Niederlassung 

17 Anzuwendendes Recht, Verhältnis zum VVG 

 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. Ergänzend 
gelten die Bestimmungen des Gesetzes über den 
Versicherungsvertrag (VVG). 


